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Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Kerstin Müller (Köln),
Ute Koczy, Marieluise Beck (Bremen), weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 17/722 –

Trinkwasser- und Umweltverschmutzung in den bewohnten Gegenden
der Ölfelder von Thar Jath im Südsudan

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Mit der Unterzeichnung des Umfassenden Friedensabkommens (CPA) 2005 en-
dete im Sudan einer der langjährigsten und blutigsten Kriege in Afrika. Deutsch-
land hat beim Abschluss des CPA als eine der Garantiemächte Verantwortung
für die Umsetzung des CPA übernommen. Das CPA soll dauerhaften Frieden
bringen durch die Verwirklichung von Demokratie, die Achtung der Menschen-
rechte und des Selbstbestimmungsrechts sowie durch eine gerechte Aufteilung
der Erdöleinnahmen. Hierzu sollen im April 2010 die ersten pluralistischen
Wahlen seit 22 Jahren und im Januar 2011 ein Referendum über die Unabhän-
gigkeit des Südsudan abgehalten werden. Aktuelle Umweltverschmutzungen im
Südsudan durch internationale Ölkonsortien bedrohen Menschen und Umwelt.
Experten halten hierdurch das Ziel, dauerhaften Frieden und Stabilität im Sudan
zu erreichen, für gefährdet.

In den bewohnten Gegenden der südsudanesischen Ölfelder von Thar Jath
(Unity State, Bentiu) klagt die Bevölkerung nach Berichten (u. a. Berliner Zei-
tung vom 7. Januar 2010) seit längerer Zeit über ungenießbares Trinkwasser, das
krank machen würde. Die Menschenrechts- und Hilfsorganisation Hoffnungs-
zeichen e. V. hat deshalb zwischen Februar und November 2008 und im April
2009 die Trinkwasserqualität in dem betroffenen Gebiet in mehreren Dörfern
untersucht. Mitarbeiter der Organisation haben vor Ort Proben entnommen und
durch unabhängige zertifizierte Labors analysieren lassen. Aus den Labor-Er-
gebnissen geht hervor, dass zahlreiche Trinkwasserwerte weder den Sudanese
Drinking Water Standard der Sudanese Standards and Metrology Organization
von 2002 noch die Vorgaben der Weltgesundheitsorganisation erfüllen. Das
Grundwasser ist durch stark salzhaltiges Wasser und Chemikalien, die Schwer-
metalle wie Chrom, Blei, Nickel oder Arsen enthalten, verunreinigt. Die analy-
sierten Stoffe entsprechen denen, die Ölfirmen bei der Ölförderung und Bohr-
prozessen verwenden. Nach Angaben von Hoffnungszeichen e. V. entsorgt das
verantwortliche Ölkonsortium White Nile Petroleum Operating Company
(WNPOC) das salzhaltige Prozesswasser und die Chemikalien unsachgemäß.

* Wird nach Vorliegen der lektorierten Druckfassung durch diese ersetzt.



ele
kt

ro
nis

ch
e V

or
ab

-Fa
ss

un
g*

Korre
kt

ur

Korrektur
Drucksache 17/878 – 2 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode

S
ei

te
 2

, M
är

z 
5,

 2
01

0,
 /d

at
a/

bt
_v

or
ab

/1
70

08
78

.fm
, F

ra
m

e 
6.

0

Die Stoffe werden in ungeschützte, teils offen zugängliche Bohrbecken geleitet,
versickern im Erdreich und kontaminieren das Grundwasser. Die Praxis der
WNPOC widerspricht internationalen Standards der Ölförderung bezüglich des
Gesundheits- und Umweltschutzes. Mensch und Umwelt sind betroffen. Der
Zugang zu sauberem Trinkwasser von 300 000 Menschen ist gefährdet. Das
Wasser vieler Brunnen ist nicht mehr trinkbar. Gemeindevertreter geben an, dass
bereits 27 Erwachsene und drei Kinder durch Trinken des kontaminierten Was-
sers gestorben sind und an die 1 000 krank wurden. Viele Menschen trinken aus
Angst Regenwasser aus den Sümpfen und bekommen Durchfall oder sogar
Cholera. Nutztiere sind ebenfalls aufgrund des vergifteten Wassers verendet.
Die Kontaminierung gefährdet auch die angrenzenden Nil-Sümpfe, den Sudd,
ein Schutzgebiet, das der sogenannten Ramsar-Convention zum ökologischen
Schutz von Feuchtbiotopen von 1971 untersteht.

Die ortsansässige Bevölkerung ist wehr- und arglos. Der apostolische Adminis-
trator der Diözese Malakal, Roko Taban Mousa beklagt: „Statt dass wir von den
Bodenschätzen profitieren, wird jetzt auch noch unser Wasser verschmutzt“.
Der Direktor der Gesundheitsbehörde der Unity Provinz Peter Majuoy Guf
klagt, dass seine Behörde nicht die technologischen Mittel habe, um der Verseu-
chung nachzugehen und dass das verantwortliche Ölkonsortium WNPOC keine
Informationen herausgeben würde. WNPOC weist alle Vorwürfe zurück, ver-
weist auf ein erstes neues Klärbecken, dessen Funktionsfähigkeit allerdings von
Hoffnungszeichen e. V. wegen offensichtlicher Baumängel in Frage gestellt
wird.

Der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen hat sich bereits mit einer
entsprechenden Erklärung von Hoffnungszeichen e. V. befasst (A/HRC/12/
NGO/1 4 September 2009, Twelfth Session Agenda item 4). Beobachter fürch-
ten, dass bei einer fortschreitenden Umweltzerstörung wie in Thar Jath eine wei-
tere Destabilisierung des Südsudan drohe, weil gewalttätige Konflikte sich im-
mer wieder auch an Fragen um den Zugang zu sauberem Wasser und guten
Weideplätzen entzündet hätten. Aufstände, ein „Umweltkrieg“ und Menschen-
rechtsverbrechen wie im Niger-Delta könnten drohen.

1. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung hinsichtlich der Trinkwas-
serverunreinigungen und Umweltschäden in den bewohnten Gegenden der
Ölfelder von Thar Jath im Südsudan vor?

Thar Jath ist ein Ölfördergebiet im südsudanesischen Bundesstaat Unity im Be-
sitz des Konsortiums White Nile Petroleum Operating Company (WNPOC), das
zu 68,9 Prozent der malaysischen Firma Petronas, zu 24,1 Prozent der indischen
Firma Videsh und zu 7 Prozent der sudanesischen Staatsfirma Sudapet gehört.
Der Bundesregierung sind die Untersuchungen des Trinkwassers, die im Auftrag
der Nichtregierungsorganisation „Hoffnungszeichen e. V.“ vor Ort durchgeführt
wurden, bekannt. Die Ergebnisse zeigen eine hohe, gesundheitsgefährdende
Verschmutzung.

2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass eine gesicherte Basisversor-
gung wie die Trinkwasserversorgung und ein nachhaltiger Umweltschutz für
ein menschenwürdiges Leben und für Frieden und Stabilität im Südsudan
und in der Region von zentraler Bedeutung sind, nicht zuletzt mit Blick auf
eine mögliche Unabhängigkeit des Südsudan nach dem Referendum im
Januar 2011?

Wenn nein, warum nicht?

Ja, die Bundesregierung teilt die Auffassung der Fragesteller.



ele
kt

ro
nis

ch
e V

or
ab

-Fa
ss

un
g*

Korre
kt

ur

Korrektur
Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 3 – Drucksache 17/878

S
ei

te
 3

, M
är

z 
5,

 2
01

0,
 /d

at
a/

bt
_v

or
ab

/1
70

08
78

.fm
, F

ra
m

e 
6.

0

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass jetzt mit allen Mitteln ver-
hindert werden muss, dass im Südsudan die Fehler wiederholt werden, die
bei der Ölförderung im Niger-Delta gemacht wurden, wo nicht genügend
Rücksicht auf die Belange der Umwelt und der in der Region lebenden Men-
schen genommen wurde?

Wenn nein, warum nicht?

Ja, die Bundesregierung teilt die Auffassung der Fragesteller.

4. Fördert die Bundesregierung Umweltschutz-Projekte und Projekte im Be-
reich Wasser und sanitäre Grundversorgung im Südsudan und speziell in den
kontaminierten Gebieten um Thar Jath?

Wenn ja, welche, und in welchem Umfang?

Wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung unterstützt die Verbesserung der Wasserversorgung im
Südsudan im Rahmen der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit 10 Mio.
Euro Finanzieller Zusammenarbeit und 4 Mio. Euro Technischer Zusammen-
arbeit. Die Gebiete um Thar Jath werden in diese Zusammenarbeit nicht ein-
bezogen. Förderentscheidungen werden gemeinsam mit dem sudanesischen
Wasserministerium in Dschuba getroffen.

5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass auch bei der Ölförderung im
Südsudan gültige Umweltschutzbestimmungen und internationale Standards
in der Ölproduktion und Ölförderung gelten müssen, wonach ölfördernde
Unternehmen vor Ort die Umwelt und das Trinkwasser nicht verschmutzen,
sie die Gesundheit der Menschen nicht gefährden und ihnen ihre Lebens-
grundlage nicht entziehen dürfen?

Ja, die Bundesregierung teilt die Auffassung der Fragesteller.

6. Gedenkt die Bundesregierung, der Regierung des Sudan und der Regierung
des Südsudan das Problem der Trinkwasser- und Umweltverschmutzung in
Thar Jath vorzutragen, damit die Trinkwasserversorgung gesichert wird, das
verseuchte Prozesswasser schnellst möglich fachgerecht entsorgt wird, die
Ölbohrgruben fachgerecht saniert werden, die Bohrstellen für Mensch und
Tier abgesichert werden und die geschädigten Menschen eine Entschädi-
gung erhalten?

Wenn ja, wann, und in welchem Rahmen?

Wenn nein, warum nicht?

Ja, dies geschieht vor allem im Rahmen der deutsch-sudanesischen Entwick-
lungszusammenarbeit im Wasserbereich sowie im Rahmen des Politikdialogs,
einer der wesentlichen Aufgaben der Deutschen Botschaft in Khartum, insbe-
sondere der Außenstelle in Dschuba.
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7. Welche Position vertritt die Bundesregierung zu der Idee, einen Runden
Tisch mit Politikern des Südsudan, der Umweltbehörde des Unity State
und internationalen Umwelt-Experten in Juba einzurichten, der Problem-
lösungen für die Sicherung der Trinkwasserversorgung und den Schutz der
Umwelt erarbeitet, bei der Umsetzung von Maßnahmen unterstützt und die
Umsetzung überwacht?

Die Bundesregierung hält die Einrichtung eines runden Tisches zur Sicherung
der Trinkwasserversorgung und zum Umweltschutz für einen sinnvollen Ansatz,
um das Problem der Wasserverschmutzung zu thematisieren.

8. Ist die Bundesregierung bereit, einen solchen Runden Tisch zu fördern?

Wenn ja, wie?

Wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung befürwortet die Einrichtung eines solchen Runden Tisches.
Norwegen, das im Südsudan im Rahmen der Koordinierung der im Sudan tätigen
internationalen Gebergemeinschaft die Führungsrolle im Ölsektor und somit
mehr Erfahrung und Einfluss hat, ist gut positioniert, einen solchen Prozess vor-
anzutreiben.

9. Wie bewertet die Bundesregierung die Chancen, ein unabhängiges Um-
weltüberwachungsregime für den Südsudan einzurichten, das das südsuda-
nesische Umweltministerium und die regionalen Umweltbehörden unter-
stützt?

Die Bundesregierung begrüßt die Einrichtung eines unabhängigen Umweltüber-
wachungs-Regimes. Die südsudanesische Regierung hat jedoch mit immensen
Kapazitätsproblemen zu kämpfen. In Ministerien und Verwaltungen mangelt es
auf allen Ebenen an qualifiziertem Personal und an logistischen Strukturen. Dies
trifft auch auf das für Umweltfragen zuständige Ministerium (Ministry of Hou-
sing, Physical Planning and Environment) zu.

10. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass eine weitere unabhängige
Untersuchung geboten erscheint, um das tatsächliche Ausmaß der Konta-
minierung zu erfassen und dringend Maßnahmen ergriffen werden müssen,
damit die Trinkwasserversorgung gesichert wird, das verseuchte Prozess-
wasser fachgerecht entsorgt wird, die Ölbohrgruben fachgerecht saniert
werden und die Absicherung der Bohrstellen für Mensch und Tier erfolgt?

Wenn ja, welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für zielführend?

Wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Fragesteller. Das Erdölunterneh-
men White Nile Petroleum Operating Company (WNPOC) weist die Anschul-
digungen in dem Bericht der Nichtregierungsorganisation „Hoffnungszeichen
e.V.“ zurück und weist eigene Wasseruntersuchungen vor, die zu niedrigeren
Werten als die Tests von „Hoffnungszeichen e. V.“ geführt haben. Auch beruft
sich WNPOC dabei auf unabhängige Überprüfungen des Norwegischen Direk-
torats für Naturverwaltung, des Ministeriums für Energie und Mineralien in
Dschuba und Institutionen der Trinkwasserversorgung vor Ort. Darüber hinaus
wurden nur Wasserproben im Bundesstaat Unity, Ölförderblock 5a, entnommen.
Es gibt im Sudan aber noch sechs weitere aktive Förderblöcke in den Bundes-
staaten Nord-Bahr El Gazal, Südkordofan, Upper Nile und Süddarfur.
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11. Ist die Bundesregierung bereit, die Umweltbehörde des Unity State mit
Know-how und Material bei den in Frage 10 aufgezählten Herausforderun-
gen zu unterstützen?

Wenn ja, wann, wie und in welchem Umfang?

Wenn nein, warum nicht?

Die schlechte Wasserqualität betrifft nicht nur den „Unity State“, sondern stellt
ein Problem in vielen Gebieten im Südsudan dar. Die Bundesregierung befür-
wortet daher die Entwicklung eines Gesamtkonzepts, das für alle Bundesstaaten
Anwendung findet. Die Bundesregierung wird das Problem im Rahmen des
genannten Programms der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit dem
zuständigen Wasserministerium aufgreifen.

12. Gedenkt die Bundesregierung auf hochrangiger Ebene der EU und der Ver-
einten Nationen eine Diskussion zu dem Problem der Trinkwasser- und
Umweltverschmutzung in Thar Jath im Speziellen und im Südsudan im
Allgemeinen anzustoßen?

Wenn ja, wann, und in welchem Rahmen?

Wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung hält es für geboten, eine Diskussion über Maßnahmen zum
Trinkwasserschutz und zur Umweltverschmutzung im ganzen Sudan sowohl auf
nationaler als auch auf internationaler Ebene anzustoßen. Da die Ölförderge-
biete auf der Grenze zwischen Nord- und Südsudan liegen, muss die Diskussion
sich auf das ganze Land beziehen. Im Rahmen der Koordinierung der im Sudan
tätigen Geberländer und Organisationen, insbesondere der EU, den Vereinten
Nationen und der Weltbank muss eine gemeinsame Geberstrategie für den Um-
weltschutz gefunden werden.

13. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die Korruption, die auch
die Exekutive des Südsudan betrifft, die wirksame Durchsetzung bestehen-
der Trinkwasser- und Umweltschutzbestimmungen verhindert?

Wenn nein, woran scheitert nach Auffassung der Bundesregierung die
mangelhafte Rechtsdurchsetzung des Staates gegenüber Ölkonsortien wie
dem WNPOC?

Die Bundesregierung hält es für möglich, dass Korruption eine Rolle bei der
Nichteinhaltung geltender Umweltstandards spielen könnte. Es fehlen aber auch
die technischen und administrativen Voraussetzungen bei lokalen und regiona-
len Verwaltungen, um eine wirksame Durchsetzung bestehender Umweltvor-
schriften zu gewährleisten. Ferner ist zu berücksichtigen, dass es sich um eine
Region handelt, in der nach mehr als 20 Jahren Bürgerkrieg staatliche Strukturen
erst aufgebaut werden müssen.

14. Was hat die Bundesregierung gegenüber der Regierung des Südsudan un-
ternommen, damit diese gezielt gegen Korruption vorgeht?

Die internationale Gebergemeinschaft hat sich im Juni 2009 mit der Regierung
des Südsudans auf den „Juba Compact“ geeinigt, in dem sich die südsudanesi-
sche Regierung zu Maßnahmen, u. a. gegen die Korruption, verpflichtet hat. Die
Regierung berichtet alle drei Monate im Geberforum, in dem Vertreter der Deut-
schen Botschaft in Khartum vertreten sind, über Fortschritte.
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15. Versucht die Bundesregierung, die Regierung des Sudan und die Regierung
des Südsudan dazu zu gewinnen, der Extractive Industries Transparency
Initiative (EITI) beizutreten?

Und wenn ja, wie, und mit welchem Erfolg?

Wenn nein, worin bestehen die Hindernisse?

Ziel der Initiative für Transparenz in der Rohstoffwirtschaft (EITI) ist die trans-
parente Offenlegung der Geldströme im Rohstoffsektor des jeweiligen Landes.
Die EITI betont die Bedeutung nationaler Eigenverantwortung in dem Prozess,
d. h. der politische Wille zur Transparenz der Rohstoffeinnahmen und zur Um-
setzung der Initiative innerhalb von zwei Jahren muss gewährleistet werden,
ebenso die ungehinderte Partizipation von Vertretern der Zivilgesellschaft im
EITI-Prozess. Bisher ist nicht bekannt, dass der Sudan an einer EITI-Kandidatur
interessiert ist. Im Rahmen des Politikdialogs wird das Thema mit der südsuda-
nesischen Regierung thematisiert.
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